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Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 

Änderungsantrag 
des Abgeordneten Gerald Häfner und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

zur zweiten Beratung des Gesetzentwurfs der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
— Drucksachen 13/6496, 13/7491 — 

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung rehabilitierungsrechtlicher Vorschriften 
für Opfer der politischen Verfolgung in der ehemaligen DDR 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Artikel 1 (Änderung des Beruflichen Rehabilitierungsgesetzes) 

wird wie folgt ergänzt: 

1. In Nummer 4 erhält § 20 Abs. 2 Satz 1 folgende Fassung: 

„Die Anträge nach § 17 Abs. 1 und § 18 Abs. 1 können unbe-

fristet gestellt werden."  

2. In Nummer 5 erhält § 23 folgende Fassung: 

„§ 23 

Der Antrag auf Leistungen nach dem Zweiten oder Dritten Ab-

schnitt kann unbefristet gestellt werden."  

Bonn, den 14. Mai 1997 

Gerald Häfner 
Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 




